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Abschrift 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 6, Juli 1951 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 62. Sitzung 
am 6. Juli 1951 besdilossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 15. Juni 1951 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung des Gew(n’l)esteneiToehts 
- Nrn. 2130, 2310 der Driuksaclien - 

zu verlangen, daß der Vcrmittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus folgenden Gründen cinberufen 
wird : 

1. Ini Artikel 1 § 1 Ziffer 2 ist der Buchstabe b, in dem „und di^ 
einzelne Vereinigung kchpersciiaftsieucrfrei ist” steht, zu streichen. 

Begründung: 

Körperschaftstcuerfrei sind nach § 33 der VO zur Durchführung 
des Körperschaftsteuergesetzes landwirtschaftliche Nutzungs- und 
Verwertungsgenossenschaften, und zwar nur unter bestimmten 
einschränkenden Bedingungen. Für die vielen Vereinigungen der 
in § 3 Ziffer 8 des Gcwerbcsteuergesetzes genannten Art kommt 
regelmäßig eine Körperschaftsteuerfreiheit nicht in Betracht. Der 
Zusatz würde also bedeuten, daß all diese lür die landwirtschaft- 
liche Erzeugung außerordentlich wichtigen Vereinigungen nun- 
mehr gewerbesteuerpflichtig würden. Dies gilt in besonderem 
Ausmaß auch für die Tierzuchtverbände, die besonders wichtige 
Förderungsaufgaben innerhalb der Landestierzucht zu erfüllen 
haben. Der Schaden, der durch den beabsichtigten Zusatz zu § 3 
Ziffer 8 allein auf dem Gebiete der Landwirtschaft hervorgerufen 
würde, ist so beträchtlich, daß er durch den evtl, erhöhten 
Steuereingang nicht ausgeglichen wird. 


Dni(k: Peiti Meier, Boiidorf-Siegbnrg 
Attti]i-Tefiri«b Dr. Hant Heger. Attdema(k, Breit« Strafie 80 
and Wiaabadas« Niatzidkaitr t 



2. Im Artikel I § 1 Ziffer 4. b) - § 6 Absatz 2 Satz 3 - ist die 
Fassung der Regierungsvorlage wieder herzustellen. 

Begründung: 

Die vom Bundestag beschlossene Fassung bedeutet einen Eingriff 
in den Bereich der Kommunalaufsicht und verstößt im übrigen 
gegen die Bestimmungen des Grundgesetzes. Eine Wiederher- 
stellung der Fassung, wie sie in der Regierungsvorlage vom 
8. Februar 1951 vorgesehen war, ist daher notwendig. 

3. Artikel I § 1 Ziffer 23. a) - § 24 Absatz 2 - ist die Fassung zu 
geben, die der Bundesrat In seinem Beschluß vom 2. März 1931 
(Nr. 5 der Anlage) vorgeschlagen hat. 

Begründung: 

In der vom Bundestag beschlossenen Fassung sind die Worte 
„sowie Weihnachtszuwendungen (Neujahrszuwendungen)” nicht 
mitaufgenommen worden. Ein Anlaß, diese Zuwendungen bei der 
Lohnsumme unberücksichtigt zu lassen, ist aber nicht gegeben. 

4. Im Artikel VI ist folgender § 8a elnzu fügen: 

„ § 8 a 

Dieses Gesetz und die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen gelten auch im Lande Berlin, sobald das Land 
Berlin die Anwendung dieses Gesetzes gemäß Artikel 87 Absatz 2 
seiner Verfassung beschlossen hat.” 


In Vertretung 
gez. Kaisen 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 15. Juni 1951 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


In Vertretung 


Kaisen 



